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tes Gnaden, Konig von Preußen r. 
Thun kund und fuͤgen hiermit zu wiſſen: 

Bey mehrern Gelegenheiten haben Wir bereits zu erkennen gee 
geben, wie feſt und beſtimmt Unſer Wille fen, daß die Rechtspflege in 
Unſern Staaten zwar gut und gruͤndlich, aber auch zugleich kurz und 
einfach ſeyn ſolle. pine 

Da nun ſeit Einführung des allgemeinen Landrechts und der Ger 
richtsordnung die Erfahrung bewieſen hat, daß bey verſchiedenen Vor⸗ 
ſchriften derſelben dieſe Abſicht in der Anwendung nicht vollig erreicht 
iſt, ſo werden Wir darüber das Erforderliche naͤchſtens verordnen, vor 
läufig aber haben Wir nachſtehende genauere Beſtimmungen zur Nichte 
ſchnur vorſchreiben wollen. 


Erster Abſchnitt. 


Von Verhuͤtung der Tumulte und Beſtrafung der Urheber ed 4 1 1 
i N 


und Theilnehmer. 


Es iſt von Uns bemerkt worden, daß die bisherigen Geſetze keine 
hinreichenden Vorſchriften enthalten, um einen entſtehenden Tumult 
gleich im Anfange zu unterdrücken, da doch nach der Erfahrung derglei⸗ 
chen Volksauflaͤufe oft wider den Willen derjenigen, welche ſie ver⸗ 
anlaſſet, das größeſte Unheil ſtiften koͤnnen. Nach Unferer landesvaͤter⸗ 
lichen Vorſorge für die Erhaltung der allgemeinen Ruhe und Sicherheit 
Unſerer Unterthanen finden Wir daher ndthig, uͤber dieſen Gegenſtand 
folgende Vorſchriften zu ertheilen. . 

+ I, 0 

Bey entſtehendem Tumulte iſt jeder Hauswirth, oder derjenige, der 
feine Stelle verſieht, fo bald er von dem Auflaufe Nachkicht erhalt, vere 
pflichtet, fein Haus zu verſchließen, und fo lange der Auflauf nicht ge⸗ 
ſtillet iſt, ſolchen im Hauſe befindlichen Perſonen den Ausgang zu ver⸗ 
wehren, von welchen zu beſorgen it, daß fie aus Neugier oder böfer 
Abſicht den verſammelten Volkshaufen vermehren konnten. Saͤmmt⸗ 
liche Bewohner des Hauſes ſind ſchuldig, durch Befolgung der in 
den nachſtehenden 66, 2. 3. enthaltenen Vorſchriften dem Hauswirthe 
hierin zu aſſiſtiren und ihn in den Stand zu ſetzen, dieſer Obliegenheit 
zu genügen, wobey jederzeit dafur geforgt werden muß, daß den nach 
Haufe Zuruͤckkehrenden der Eingang bie verwehrt werde. 

1 2 


it Fliedrich Wilhelm, von Got⸗ 


9. 2. 

Gleichmaͤßig find Eltern, Schullehrer und Herrſchaſten verbunden, 
ihre Kinder, Zöglinge und Gefinde zuruͤckzuhalten, und ihnen unter 
keinerley Vorwand zu geſtatten, die Volksmenge durch ihr Hinzutreten 
zu vergroͤßern. : 

+ 3, 

Die Entreprennenrs von Fabriken, die Gewerksmeiſter, insbeſon⸗ 
dere diejenigen, welche Spinnereyen halten , find ſchuldig, ſolche Vor⸗ 
kehrun gen zu treffen, daß ihre Arbeiter, Geſellen, Lehrlinge und Tage⸗ 
Lohner verhindert werden, ſich aus den Werkſtaͤtten und Wohnungen 
zu entfernen. 


9. 4. 

Sollten ſich Wirthsleute, Geſellen, Lehrlinge oder Dienſtboten 
den Anordnungen der Hauswirthe, Meiſter oder Herrſchaften widerſetzen 
und des Verbots ungeachtet ſich zur Zeit eines Tumults von ihren Woh⸗ 
nungen oder Werkſtaͤtten ohne rechtliche Veranlaſſung entfernen, ſo ſollen 
ſie deshalb auf erfolgende Anzeigen von der Obrigkeit gebuͤhrend beſtraft 
werden; ſo wie denn auch diejenigen, welche die nach §. 1. bis 3. zu 
treffende Vorkehrungen unterlaſſen, deshalb zur Verantwortung gezogen 
werden ſollen, wenn der Auflauf durch ſolche Perſonen vergroͤſſert wore 
den, welche ſie haͤtten abhalten koͤnnen und ſollen. 

. 

Alle diejenigen, welche Wein, Branntwein, Liqueurs, Bier oder 

andere Getraͤnke feil haben, ferner diejenigen „welche Tanzboden halten, 


muͤſſen bey entſtehendem Tumulte ihre Laden „Keller und Wohnungen 
ſodgleich verſchließen, und fie nicht cher wieder oͤffnen, bis der Auflauf 


ganz gedaͤmpft iſt. In der Naͤhe des Tumults duͤrfen dergleichen Ge⸗ 
tränke unter keinerley Vorwand an irgend jemanden gereicht werden, 
und ſelbſt in den vom Tumulte entfernteren Gegenden duͤrfen waͤhrend 
der Dauer deſſelden nur an (olde Perſonen Getränke überlaffen werden, 
von welchen man gewiß überzeugt iſt, daß ſie an dem Tumulte keinen 
Theil nehmen. Wer dieſe Vorſchrift uͤbertritt, hat nachdruͤckliche Geld⸗ 
oder Leibes⸗Strafe zu gewaͤrtigen. ; 
g. 6. 5 
Bey jedem entſtehenden Auflaufe muͤſſen die ſich in der Naͤhe be⸗ 
findenden Polizeybeamte ohne Zeitverluſt hinzueilen, die Veranlaſſung 
deſſelben unterſuchen, den etwanigen Ruheſtoͤhrer feſthalten, und dem 
verſammelten Haufen ernſtlich andeuten, ſogleich ruhig auseinander zu 
gehen. Bleibt dieſes ohne Wuͤrkung, fo müffen fie bey der naͤchſten 
Wache die ndthige Hilfe ſuchen, und zugleich beſorgen, daß ſowohl der 
Gouverneur oder andere Militair⸗Chef der Stadt, als auch der Polis 
zey⸗Direktor von dem Vorfalle ſchleunig benachrichtigt werden. Sie 
vereinigen ſich inzwiſchen mit der Wache um allen Unfug vorzubeugen, 
und den Auflauf zu unterdruͤcken; fie treffen auch die noͤthige Veranſtal⸗ 
tung, daß diejenigen, welche aus Neugier oder aus andern Abſichten 
den unruhigen Haufen vergrößern wollen, gewarnt, und durch Beſetzung 
aller Zugaͤnge zurückgehalten werden. 


17. 

Die Militair⸗Behoͤrden find durch eine beſondere Inſtruktion an⸗ 
gewieſen, wie fie ſich bey ſolchen Vorfaͤllen zu verhalten haben. Sie 
werden jedesmal der Polizey zur Unterdruͤckung entſtehender Tumulte 
ſchleunigen und kraͤftigen Beyſtand leiſten, allenfalls die Wachen ver⸗ 
doppeln, ſie mit ſcharfen Patronen verſehen, und wenn gelindere Mittel 
nicht wirkſam ſeyn ſollten, Gewalt brauchen. Es iſt auch verfuͤgt, daß 
diejenigen, welche bey entſtehendem Tumulte in der Gegend deſſelben 
auf den Straßen angetroffen werden, und nach der an ſie ergehenden 
Warnung ſich nicht ſogleich ruhig hinwegbegeben, aufgegriffen, und zum 
Arreſt gebracht werden ſollen. 

Werden dieſe nachher auch keiner ſtrafbaren Abſicht uͤberfuͤhrt, fo 
haben fie doch für ihren Ungehorſam verhaͤltnißmaͤßige Geld⸗ oder Leibe 
firafe verwuͤrkt. 


§. 

Der commandirende Officier dcr Unter⸗Officier des zur Daͤm⸗ 
pfung des Tumults abgeordneten Commando ſoll jedesmal den verſam⸗ 
melten Haufen mit lauter Stimme auffordern, ruhig zu ſeyn, und ſo⸗ 
gleich aus einander zu gehen. Dieſer Zuruf muß zweymal wiederholt 
werden. Sollte der verſammelte Volkshaufen ſo zahlreich ſeyn, daß 
der Zuruf nicht auf eine vernehmliche Art geſchehen koͤnnte, ſo ſoll durch 
Trommelſchlag oder Trompetenſchall das Zeichen der Entfernung gegeben 
werden. Ein jeder, der dieſer Aufforderung nicht augenblickliche Folge 
leiſtet, und ſich ſogleich hinweg begiebt, hat die Vermuthung ſtrafbarer 
Abſichten gegen fich, und ſoll, wenn er feine lnſchuld nicht darthun kann, 
als ein Aufruͤhrer dem Befinden nach mit Gefaͤngniß⸗Zuchthaus⸗ oder 
Veſtungs⸗Strafe belegt werden. 


h §. 9+ 

Iſt bey einem Tumulte Gewalt verübt, und jemand an feinem Leibe 
oder Guͤtern beſchaͤdigt worden, ſo ſollen diejenigen, welche den Tumult 
veranlaſſet, fo wie auch diejenigen, welche Gewaltthaͤtigkeiten verübt haz 
ben, mit harter Veſtungs⸗oder Zuchthaus⸗Strafe belegt, auch letztere 
durch körperliche Zuͤchtigungen geſchaͤrft werden. 

% 10. 

Den obrigkeitlichen Perſonen und Wachen, welche zur Stillung 
eines Tumults herbey eilen, muß ein jeder Folge leiſten, und ſich aller 
Verunglimpfung derſelben bey harter Leibes Strafe enthalten. Soll⸗ 
ten Widerſetzlichkeiten, thaͤtliche Behandlungen oder Verwundungen erz 
folgen, fo miiffen die im vorigen H. geordnete Strafen a. und 
dem Befinden nach bis zur 1 erhoͤhet werden. 


+ g. In 
Die Anftifter eines Auflaufs i auch nur aus bloßem Leichtſinn er- 
regt worden, haben wegen der Gefahr, worinn ihre Mitbürger geſetzt 
ſind, jedesmal verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngniß⸗Zuchthaus⸗ oder Veſtungs⸗ 
Strafe verwuͤrkt, welche nach Beſchaffenheit der Umſtaͤnde, beſonders der 
größeren. oder geringeren Gefahr vom Richter zu beſtimmen iſt. 
. A 3 
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te. a 
Muthwillige Buben, welche auf den Straßen, oder fonft Unruhe 
erregen, oder grobe Unſittlichkeiten veruͤben, die einen Zuſammenlauf 
des Volks veranlaſſen kounten, haben verhaͤltnißmaͤßiges Gefängniß, 
körperliche Zuͤchtigung oder Zuchthausſtrafe zu erwarten. 


+ 1 3. 

Der Polizey⸗Behoͤrde des Orts übertragen Wir die erſte vorlaͤu⸗ 
ſige Unterſuchung gegen die Anſtifter eines Tumults ohne Unterſchied 
des Standes oder der ſonſtigen Exemtion, nur allein die Militair⸗Per⸗ 
ſonen ausgenommen. Dieſe Polizey⸗Behörde ſoll auch befugt ſeyn, das 


Erkenntniß abzufaſſen und zu vollſtrecken, wenn nur eine polizeymaͤßige 


Strafe von 1 atägigem oder geringerem Gefaͤngniſſe ſtatt findet, und in. 

ſolchen Fallen gebüpret die etwanige Entſcheidung in zweyter Inſtanz 

demjenigen Richter, welcher dieſer Polizey⸗Behoͤrde unmittelbar vor⸗ 

geſetzt iſt. | i 
i 9 9. 1 4. 


Ergiebt ſich bey der vorläufigen. Unterſuchung, daß gegen den 


einen oder andern der Angeſchuldigten eine haͤrtere Strafe ſtatt finden 


werde, ſo gehoͤrt in Abſicht derſelben die Fortſetzung der Unterſuchung 


und die Abfaſſung des Erkenntniſſes dem Landes⸗Juſtiz⸗Collegio der 
Provinz, und dieſem muß die Polizey⸗Behoͤrde ohne Zeitverluſt alle er⸗ 
forderliche Nachrichten mittheilen. Wir machen Unſern Landes⸗Ju⸗ 
ſtiz⸗Collegiis hiermit zur beſondern Pflicht genau dahin zu ſehen, daß 
in ſolchen Fallen die Unterſuchung moͤglichſt beſchleunigt, und durch Friſt⸗ 
Geſuche zur Einbringung der Defenſionen nicht aufgehalten, ſondern. 
diejenigen, welche die Vertheidigungs⸗ Schriften anfertigen ſollen, mit 
Strenge angehalten werden, Arbeiten dieſer Art unverzuͤglich vorzuneh⸗ 
men. Hiernaͤchſt muß aber auch das Erkenntniß ſonder Zeitverluſt ab⸗ 
gefaſſet, und in jedem Falle bey Unſerm Juſtiz⸗ Departement, auch 
durch dieſes bey Unſerer Hochſten Perſon zur Betätigung eingereicht 
werden, welches gleichfalls geſchehen muß, wenn in zweyter Inſtanz auf 


Milderung der Strafe angetragen wird. 


g. 15. 

In den Straf⸗Erkenntniſſen muß vorzuͤglich auf die mehrere oder 
mindere Beharrlichkeit im Ungehorſam gegen obrigkeitliche Verfuͤgun⸗ 
gen, und hauptſaͤchlich auf die größere oder geringere Gefahr geſehen 
werden, welche durch den Tumult entſtanden iſt, oder leicht haͤtte ent⸗ 
ſtehen koͤnnen. Dem richterlichen Ermeſſen bleiht daher uͤberlaſſen, 
nach Befinden auch auf auſſerordentliche Strafen zu erkennen, von 
welchen ſich nach den Zeit⸗Umſtaͤnden der wuͤrkſamſte Eindruck erwar⸗ 
ten laßt. | 


Zweyter Abſchnitt. 
Von Eintragung der Grundgerechtigkeiten. 


Im allgemeinen Landrecht Th. x. Tit, 22. H. 18. faq. iſt ver⸗ 
ordnet, daß Grundgerechtigkeiten, welche den Nutzungs⸗Ertrag des 
belaſteten Grundſtuͤcks ſchmaͤlern, binnen zwey Jahren bey Strafe des 
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Verluſts des Rechts in die Hypotheken⸗Buͤcher eingetragen werden ſol⸗ 

len. Dieſe Vorſchrift hat aher wegen des ſehr beträchtlichen Koſten⸗ 

Aufwandes und mancherley nicht fuͤglich zu hebenden Schwierigkeiten zu RN 
gegründeten Beſchwerden Gelegenheit gegeben, weshalb die obgedach⸗ 
termaaßen geordnete praͤkluſiwiſche Frit, binnen welcher dieſe Eintra⸗ : 
gung der Grundgerechtigkeiten bewuͤrkt werden ſollte, hiedurch ganzlich t. 
aufgehoben wird. Es foll vielmehr dem Berechtigten ſowohl, als dtm . 


* 


Verpflichteten freygeſtellt bleiben, ob fie dergleichen Eintragungen auff 


n toast 


ihre Koſten nachſuchen wollen, und deren Unterlaſſung ſoll in keinem 


Falle den Verluſt des wurklich beſtehenden Real⸗Rechts begruͤndtgn 
konnen. 0 N 105 e 


0, 


Dritter Abſchnitt. 


Bon Wahrnehmung der Gerechtſame der Kinder bey de der 7 | 


Bye tb 


fich der Verſchwendung des Vermögens oder der Vernächläßigung der 


1 


ſchwendung des Vermögens verdächtig gemacht habe. 


% §, 3+ nn me 

Diefer Antrag kann auch nach rechtskräftig getrennter Ehe nade 
geholt werden, wenn ein fuͤr den ſchuldigen Theil erklaͤrter Ehegatte 
überführt wird, daß ety fein Vermögen zu verſchwenden anfange. 
Wird dieſes erwieſen, fo wird bey Berechnung des Pflichttheils ſo⸗ 
wohl in Anſehung des Betrags des Vermögens, als in Anfehung 
der Zahl der Kinder auf den Zeitpunkt geſehen, wo die Verurthei⸗ 
lung des ſchuldigen Ehegatten zur Ausſetzung des Pflichttheils der 
Kinder vom Richter, durch ein deshalb abzufaſſendes Erkenntniß, nach⸗ 
geholt wird. 1 ’ 


: §. 41 
Wenn nach dieſen Vorſchriften in Zukunft auf Ausſetzung eines 
Pflchttheils erkannt wird, muß deſſen Betrag eben ſo ſicher geſtellt 
werden, als wenn ſolcher den Kindern bereits durch Erbrecht anheim 
gefallen ware; wohingegen dem Ehegatten, aus deſſen Vermögen 
dete e ausgeſetzt worden, die Nutzungen ungekränkt vere 
eibett. . ; 
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Vierter Abſchnitt. 


Vom Verfahten in Injurien⸗Sachen, und immun 
der ei 1 5 


§. 
nf In Injurien⸗Sachen fot! in Sift das We erſter In⸗ 
ſtanz 


nicht nach den im 34ſten Titel der Prozeß⸗Ordnung enthalte⸗ 
nen, nach Verſchiedenheit des Standes der Parteyen und der ſchwere⸗ 
ren oder leichteren Beſchaffenheit der Verbal⸗ oder Real⸗Injurien 
beſtimmten Vorſchriften eingeleitet, ſondern jederzeit nach den 
9.47. des 26ften Titels der Prozeß- Ordnung verfahren werden, 
und davon nur dann Ausnahmen ſtatt finden, wenn eine Verwundung 
erfolgt iſt, oder Perſonen, welche durch Geburt oder Rang eine vor⸗ 
zuͤgliche Achtung zu fordern berechtigt ſind, gröblich beleidigt worden, 
in welchen Fallen der zweyte Abſchnitt des 3 sften Titels der Prozeß⸗ 
Ordnung zur Richtſchnur dienen foll, 


§, 
Wider die in Snjneien? Saen ergchende Urtel, worin entweder 
auf eine die Summe von 5 Rthaler nicht uͤberſteigende Geldſtrafe 
erkannt oder jemand aus dem Bauer⸗ oder gemeinen Buͤrger⸗Stand, 
zur Gefängnißftrafe von nicht mehr als 24 Stunden verurtheilt wor⸗ 
den, ſoll kein ferneres Rechtsmittel ſtatt finden, ſondern das Erkennt⸗ 


niß, nach — 8 Publikation unverzuͤglich volſſtreckt werden. 


F. 3 
N auf eine härtere jedoch bb mehr als Fo Thaler betragende 
Geldbuße erkannt, fo iſt dem Beſtraften zu geſtatten, ein Milderungs⸗ 
Geſuch einzureichen, und wird ſodann das in g. 15. des z aſten Titels 
der Prozeß Ordnung vorgeſchriebene Verfahren beobachtet. 


% 4. 

Ein gleiches findet ſtatt, wenn jemand aus dem Bauer⸗ oder 
gemeinen Buͤrger⸗Stande zu mehr als 24 ſtuͤndigem Arreſt, oder jemand 
aus den mittlern oder höheren Ständen uͤberhaupt zu einer Gefaͤngniß⸗ 
Strafe verurtheilt worden, welche in beyden Faͤllen den Zeitraum von 
4 Wochen nicht uͤberſteigt. 5 


; % Se 
Iſt auf eine ſchaͤrfere als 50 Thaler Geld⸗ oder vier woͤchenkliche 
Gefaͤngnißſtrafe erkannt, ſo findet das Rechtsmittel der weiteren Ver⸗ 
theidigung ſtatt, und wird nach den Beraten des Titels 35% 
6. 88. fqq, verfahren. 


§. 6 
In jedem Falle, wo der Beſtrafte ein Milderungsgeſuch, oder 
eine weitere Vertheidigung einreicht, muß die Eingabe oder das auf⸗ 
genommene Protokoll dem Gegner mitgetheilt und ihm frey geſtellt were 
den, binnen einer kurzen praͤkluſiviſchen Friſt eine Gegenausfuͤhrung 
einzureichen, auf deren Inhalt bey Entſcheidung der Sache Mückſcht 
zu nehmen iſt. 


vet Yi ai a rg aa en em i 

Went wegen harter Beſchimpfungen oder Real⸗Inurien geklagt 

worden, oder der Kläger zu den mittlern oder höhern Ständen gehört; 

foll dieſem in Zukunft ſrey ſtehen, Darüber, daß der Beklagte frey ge: 

ſprochen, oder vermeintlich zu gelinde beſtraft worden, ein Rechtsmit⸗ 

tel einzuwenden, dagegen aber die Zuziehung und Vernehmung eines 
ſiskaliſchen Bedienten gänzlich wegfallen. „ 

+ 8. 

Das vom Kläger in Injurien⸗Sachen einzuwendende Rechtsmit⸗ 
tel muß, bey Verlust deſſelben, bey der Publikation angemeldet wer» 
den; geſchiehet dieſes, fo wird dem Kläger eine kurze präkluſtviſche 
Friſt zur Einreichung einer Deduktion beſtimmt, und wenn er dieſe 
Friſt verabſäumt, wird mit Vorlegung der Akten bey dem in zweyter 
Inſtanz erkennenden Richter verfahren. f 


8 of 10 
Wird die Deduktion vom Mager eingereicht, fo iſt ſolche dem 
Beklagten zuzufertigen, um binnen gleichmaͤßigem Zeitraum eine Gegen⸗ 
deduktion zu übergeben, und nach Ablauf ſothaner Frit wird die Sache 
zum Spruch befördert. s weet 
10, \ a ‘ 
Bey dieſem Schriftwechſel duͤrfen keine neue Thatſachen einge 
miſcht oder mehrere Beweismittel beygebracht werden, ſondern die 
Ausführung iſt nur auf daszenige zu richten, was in erſter Inſtanz 
ausgemittelt worden. 5 ; 
ja Ps 2 
Wird der im Urtel erſter Inſtanz freygeſprochene Beklagte im 
Erkenntniſſe zweyter Inſtanz geſtraft, oder wird die in erſter Inſtanz 
erkannte Strafe geſchaͤrft, fo ſtehen dem Beklagten nach Verhaͤltniß 
der Strafe eben die Rechtsmittel offen, welche ihm nach h. 3 — 5. 
fie zu laſſen geweſen waren, wenn er mit einer in erſter Inſtanz eve 
folgten Beſtrafung verſchont ſeyn wollen. 0 
9 i H. 12. 0 8 
Hat der Kläger mit der Injurien⸗Klage zugleich den Anſpruch 
auf Erſatz des ihm an feiner Geſundheit, oder an feinem Vermoͤgen 
zugefuͤgten Schadens verbunden, fo beſtimmt der Betrag der gefor⸗ 
derten Entſchaͤdigung die Zulaͤßigkeit der Appellations? und Mevifions- 
Inſtanz nach den allgemeinen deshalb geltenden Vorſchriften. 


. 
Wenn in Injurien⸗ Sachen der Mager vor Publikation des erſten 
Urtels ſeinem Anſpruche entſagt, oder wenn beyde Theile ſich vor die⸗ 
ſem Zeitpunkt vergleichen, ſo nimmt das Gericht von dem Vorfall keine 
weitere Kenntniß, und es wird ſogleich mit Repoſition der Akten 
verfahren. d 
: g. x 14. 
; Wegen der Einwendung des Beklagten, daß der dem Mager 
gemachte ſchimpfliche Vorwurf in der Wahrheit gegründet fey, ſoll 
das Verfahren in der Injurien⸗Sache nie ausgeſetzt, ſondern nur 


yt 
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dem Beklagten frey geſtellt werden, ‚Darüber Beweismittel beyzubrin⸗ 
gen, daß er hinlaͤngliche Veranlaſſung gehabt habe, den Vorwurf für 
wahr zu halten. Wird dieſes vom Beklagten bewieſen, ſo muß ihm 
ſolches als Milderungsgrund zu ſtatten kommen, und dem Ermeffen 
des erkennenden Gerichts bleibt es uͤberlaſſen, ob gegründete Veran⸗ 
laſſung zu einer Kriminal⸗Unterſuchung vorhanden ſey. 

5 e. ee 
Die im allgemeinen Landrecht Titel 20. F. 607 fqq. in Injurien⸗ 


Kr LS we Sachen beſtimmte Strafen ſind in der Anwendung theils zu ſtrenge 
x * 


befunden, theils haben fie den beabſichteten Endzweck nicht erfüllt. Es 
her die Gerichte in Zukunft die in den folgenden §§, 16-—21, 


müjfen da 
vorgeſchriebene Grundfage ſich zur Richtſchnur dienen laſſen. 
3 ‘ * 1 6. 

Auf gelindere als die im allgemeinen Landrechte beſtimmten Stra⸗ 
fen muß jederzeit erkannt werden, wenn der Klaͤger feine Behauptung 
nicht vollſtaͤndig erwieſen hat; wenn die Beleidigung nicht vorſäͤtzlich 
erfolgt iſt, wenn der Beklagte wegen Injurien noch nicht beſtraft wor⸗ 
den, oder wenn die Vollziehung der verwuͤrkten Strafe auf des Be⸗ 
klagten und der Seinigen Wohlſtand und Erwerb einen nachtheiligen 
Einfluß haben wuͤrde. 

e 9. 17. N ee 

Ben leichten Injurien unter Perſonen gleichen Standes iſt auf 
zwey bis ſechsſtündiges Gefaͤngniß zu erkennen, und nach eben 
dieſem Verhaͤltniſſe iſt die Dauer der beſtimmten Gefaͤngnißſtrafen 
abzukuͤrzen. ; , 


: §, ee} aff N F 
Wenn Geſinde ihre Herrſchaft, Lehrlinge ihre Meifter, Kinder 
ihre Eltern, oder gemeine Leute Perſonen aus den höheren Standen 
beleidigt haben, ſoll der Richter befugt ſeyn, auf körperliche Zuͤchti⸗ 
gung zu erkennen, und muß bey Gefaͤngnißſtrafen mit feſtgeſetzt were 
den, daß dem Beſtraften nur Brod und Waſſer zu geſtatten, auch 
der Arreſt fo viel moͤglich durch Entziehung aller Bequemlichkeiten 
zu ſchaͤrfen. ; N ee 


g Sanden nein 22% % ö 

j Wenn nach richterlichem Ermeſſen eine Geldbuße dem Stande, 
dem Erwerbe, den Geſundheits⸗Umſtaͤnden oder ſonſtigen Verhaͤltniſſen 
des Beklagten angemeſſener, als Gefaͤngnißſtrafe zu achten it, fo muß 
das Erkenntniß auf beſtimmte Gefaͤngniß⸗ oder Geldſtrafe gerichtet, 


| ke ye und ſoſchergeſtalt dem Beklagten die Wahl gelaſſen werden. 


* 


i Ne BO dn Adie ae 5 

Bey Beſtimmung der Geldbußen iſt jederzeit auf die Vermöͤgens⸗ 
Umſtande des Beklagten dergeſtalt Ruͤckſicht zu nehmen, daß der Zweck 
der Beſtrafung nie verfehlt, vielmehr forgfältig verhütet werde, daß 
nicht etwa übermuͤthige und leichtſinnige Perſonen, in der Hoffnung 
durch eine ihnen nicht empfindliche Geldſtrafe ihren Unfug zu buͤßen, ſich 
die Beſchimpfung anderer oder ahnliche Exceſſe erlauben, und mit der 
geſetzlichen Ahndung ein Gefpotte treiben, 


— uU —. 

NAT PER W N sab tr 
Vorzüglich müͤſſen die Gerichte gegen diejenigen, welche bereits in 
Injurien⸗Sachen geſtraft worden, dennoch aber fortfahren „die Ruhe 
ihrer Rebenmenſchen zu ſtoͤhren, und ſchimpfliche Behandlungen ande⸗ 
rer ſich mehrmals zu ſchulden kommen laſſen, nach aller Strenge vers 
fahren, und die ſonſt ſtatt findenden Strafen dergeſtalt erhöhen, daß 
der beabſichtete Endzweck der Beſtrafung erreicht werde. Dieſes zu 
bewuͤrken, muͤſſen in Fällen dieſer Art die Gefaͤngnißſtrafen durch Ent⸗ 
ziehung der befferen Koſt, auch aller Mittel, ſich im Arreſt Annehmlich⸗ 

keiten oder Bequemlichkeiten zu verſchaffen, ernſtlich geſchaͤrft werden. 


Fuͤnfter Abſchnitt. pte 
Von gerichtlichen Protokollen. Fang . Mp 2 1 
90 KR indie shou hapa 10 
Die Zuziehung eines Protokollfuͤhrers ſoll in Zukunft nur in Kriz 8 EN 
minal- Sachen in den durch die Kriminal⸗Ordnung beſtimmken Fällen I/” 9 
und dann noͤthig ſeyn, wenn Teſtamente, letztwillige Diſpoſitionen, ’ 
Erbverträge oder ſolche Eheſtiftungen errichtet werden, worin die künf⸗ 
tige Erbfolge beſtimmt wird. Bey allen andern gerichtlichen Verhand⸗ 
Jungen ſolſen die von einer Gerichts⸗Perſon allein bereits aufgenommene 
oder noch aufzunehmende, von den Parteyen oder ihren Stellbertretern 
mit unterſchriebdene Protokolle, volle Glaubwürdigkeit haben, und unter 
dem Vorwande der unterlaſſenen Zuziehung eines Protokollführers nicht 
angefochten werden. 5 


9. DER, ; : : 
In Anſehung der Mitunterſchriften der Parteyen iſt es zwar Hinz 
reichend, wenn ſie ihren Namen unter der Verhandlung verzeichnen, 
jedoch iſt es rathſam, in wichtigen Sachen, beſonders bey Aufnahme 
von Vertraͤgen, Schuldverſchreibungen, Vollmachten u. ſ. w. außer 
dieſer Namens⸗Unterſchrift, die Parteyen noch eigenhändig niederſchrei⸗ 
ben zu laſſen: i ya 
daß fie die Verhandlung durchgeleſen, und mit dem Inhalt uberall 
einverſtanden ſind. ’ 


g. 3. AAN BER 
Perfonen, die nicht ſchreiben und Geſchriebenes leſen konnen 
müͤſſen jemand mit zur Stelle bringen, der, es fey ein Juſtizkommiſſa⸗ 
rius oder ein ſonſt glaubhafter Mann in ihrem Namen die Unterſchrift 
verrichtet. Dieſe Vorſchrift muß der Richter folchen Parteyen, deren 
Stand oder Anſehen es zweifelhaft machen, ob ſie leſen oder ſchreiben 
konnen, gleich vor dem Anfang der Verhandlung bekannt machen, und 
auf deren Befolgung dringen. Iſt dieſe Vorſchrift nicht befolgt, fo 
ift die Verhandlung für die Partey, welche nicht ſchreiben und Geſchrie⸗ 
benes leſen kann, unverbindlich. 


* * + As 3 2 
Wenn unter mehrern gemeinſchaftliche Sache machenden Perſonen 
auch nur einer ſchreiben und Geſchriebenes leſen kann, fo ift es hinrei⸗ 


— ie — 


chend, wenn derſelbe in Anſehung der Litisconſorten, welchen dieſe Faͤ⸗ 
higkeit mangelt, die Richtigkeit der von ihnen durch Kreutze bewurkten 
Unterzeichnung mittelſt feiner Namens⸗Unterſchrift bezeugt 


; 8 H. S. 
Wegen der Tauben, Stummen, Taubſtummen und Blinden ver⸗ 
bleibt es zwar bey der Anweiſung der Gerichts-Ordnung Th. 2. Tit. 3. 
§. 4 bis 8, es bedarf jedoch auch bey dieſen keiner Zuziehung eines Pro⸗ 
tokollführevs. 
5 §. 6. 
Wenn der Fall ſich ereignet, daß eine Partey das von der Ge⸗ 
richtsperſon aufgenommene Protokoll nicht unterſchreiben will, ſo muß 
der Richter eine zweyte Gerichts⸗Perſon oder einen Juſtizkommiſſarius, 
, NN oder an derenl. Ermangelung einen ſonſt glaubhaften Mann als Zeugen 
QS 2 zuziehen, und in deſſen Gegenwart die weigernde Partey befragen: 
“oN ob ſie noch Zuſätze, Widerrufe, oder Modifikationen verlange, 
YS AD | Lo unter welchen fie die Unterſchrift leiſten wolle? 
Ju dieſem Falle {ind ſolche dem Protokolle nachzutragen, und dann iſt 
mit der Unterſchrift zu verfahren. Im entgegengeſetzten Falle muß un⸗ 
ter dem Protokolle vermerkt werden: 
daß die Partey, nachdem ſie vorher deshalb befragt worden, keine 
Grunde der Weigerung habe angeben konnen; daß ihr zwar die 
Bedeutung geſchehen, das Protokoll werde der verweigerten 
Unterſchrift ungeachtet wider ſie beweiſen, daß aber dieſe Be⸗ 
deutung fruchtlos geblieben ſey. 
Wenn dieſe Vorſchrift beobachtet worden, und die Verhandlung von 
dem obgedachtermaaßen zugezogenen Zeugen mit unterzeichnet worden, 
ul behält fie die volle Glaubwürdigkeit eines gerichtlichen Protokolls, und 
et wird durch die unterbliebene Unterſchrift der Partey nicht geſchwaͤcht. 


77055 t 7 
Wenn künftig in Fallen, wo es nach dieſen Feſtſetzungen der Zur 
ziehung eines Protokollfuͤhrers nicht bedarf, Die Gerichtsperſonen die er⸗ 
folgende Verhandlungen durch einen der Referendarien, Auskultatoren, 
Sekretarien oder Kanzeliſten, zur Ausbildung der erſteren, oder zu Erleich⸗ 
terung des Richters niederſchreiben laſſen, fo Dürfen um deswillen den 
Parteyen keine beſondere Diäten oder Gebühren angeſetzt werden. 


Sechster Abſchnitt. 
Von Notariats⸗Inſtrumenten. 


Die im F. 68. des 7ten Titels des zten Theils der Gerichts-Ord⸗ 
i nung enthaltenen Vorſchrift, nach welcher die von den Notarien aufgenom⸗ 
ii} menen Inſtrumente dem Direktor des Notarien⸗Collegii zur Unterſchrift 
und Siegelung uͤberſchickt werden ſollen, wird zur Erſparung des Zeit⸗ und 
Koſten⸗Aufwandes fuͤr die Zukunft nur auf den Fall eingeſchraͤnkt, wenn 
der | gusdruͤcklich verlangt, daß dieſe Feet beobachtet 

werde. 


n. Siebenter Ab ſchnett nv 
Vom executiviſchen Verfahren gegen verſchuldete im kwürklichen 
Königlichen Civil⸗Dienſte ſtehende Officianten. nns, 


dr. Na} 


9 0 15 
Die in §. 2 2. Tags Tit. 29. der Gerichts⸗Ordnung bis zur Haͤlfte af : 
nachgelaſſene Arreſt⸗Anlegung auf die Beſoldungen und Emolumente der 


im wirklichen Dienſte ſtehenden Königlichen Civil⸗Bedienten, ſoll nur in mg yp i 
fo weit ſtatt finden, daß einem jeden zu feinem nothduͤrftigen Auskommen "N (Ch | 


* 


3) 
72 
70 


jährlich 400 Rthlr. freygelaſſen werden. Es ſoll daher bey denjenigen, „ 


welche nur 400 Rthlr. oder weniger Dienſt⸗Einkuͤnfte haben, kein Arreſt? MSY 


ſchlag, bey den übrigen aber der Beſchlag nur auf die Hälfte des nach lf, 227 


Abrechnung von 400 Rthle, verbleibenden Ueberſchuſſes der Beſoldung mad 
und Emolumente geſtattet werden. | 
§. 2. 55 

Wenn wider einen im wuͤrklichen Dienſt ſtehenden Civil⸗Officianten 
zur Auspfaͤndung geſchritten wird, ſollen demſelben die zur Verwaltung 
dieſes feines Dienſtes erforderlichen Bücher, das unentbehrlichſte Haus⸗ 
geraͤthe, Betten, anftändige Kleider und Wäſche nicht genommen, auch 
deſſen Frau und unerzognen Kindern nothduͤrftige Waͤſche, Kleider und 
Betten gelaffen werden. 


. tite yas Be „ 
Sollte ein im würklichen Dienst ſtehender Königlicher Civil⸗Bedien⸗ oa HSM 


ter ſich in Der Nothwendigkeit befinden, mittelſt der Ceſſionis bonorum 
den Glaͤubigern fein geſammtes Vermoͤgen abzutreten ſo ſoll derſelbe auf, 
fein Anſuchen zu dieſer Wohlthat, ohne vorherige Vernehmung der Glaͤu⸗ 
biger und weitlduftiges proceſſualiſches Verfahren geſtattet, und auf dieſe 
Art gegen perſonliche Verhaftnehmung geſichert, auch ihm dadurch die 
Jortſetzung feines Dienſtes möglich gemacht werden, N 


„ 4 

Sollte ein ſolcher Officiant (ich der Flucht verdächtig gemacht haben, 
oder ſollten die Wechſel⸗ oder andere Glaͤubiger beſcheinigen konnen, daß 
er dieſer Rechts⸗Wohlthat nach der Vorſchrift der Gerichts⸗Ordnung un⸗ 
wuͤrdig ſey, fo it die Verhaftnehmung nachzugeben. Wie es denn auch 
wegen derjenigen Officianten, welche neben ihrem Dienſte kaufmaͤnniſche 
Geſchaͤfte treiben, bey der in der Gerichts⸗Ordnung vorgeſchriebenen 
Verfahrungsart, insbeſondere in Anſehung der Befugniſſe der Wechſel⸗ 
glaͤubiger, zu belaſſen iſt. oo ' 

8. 8. i atl ae 

Diefe ſämmtliche Vorſchriften ſollen auch in Anſehung aller ſchan ~ 
conkrahirten bereits eingeklagten, oder noch einzuklagenden Schuldfor⸗ 1 


derungen Anwendung finden. Piatt, 


H. 6, t 

Eine Ausnahme ſoll nur allein in Anſehung der Hom General⸗Poſt⸗ 

amt reſſortirenden Officianten ſtatt finden, in Anſehung deren es auch für 
Die Zufunft bey den bisherigen Geſetzen belaſſen wird. Wohingegen in 
Anſehung ſaͤmmtlicher bey der Aceiſe⸗ und Zoll Adminiſtration, imgleichen 
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bey der Seehandlungs⸗Geſellſchaft angeſtellten Bedienten der bisherige 
Unterſchied aufgehoben und fie den übrigen Königlichen Civil⸗Officianten 
qgleichgeſtellet worden, mithin nach den vorſtehendermaaſſen beſtimmten 
N zu behandeln ſind. 


ay Achter Abschnitt. 
„ eg, Von Beſchlagnehmung der Guts, Einkünfte zur Dermeidung 
70 fe 959 der Subhaſtation. 


Bey verschiedenen Collegiis find wegen richtiger Atdenbiihg der 

Vorſchriften der Gerichts Ordnung Tit. 2 4. F. tro. Tag. und 

F. 141. Bedenken entſtanden, welche folgende nähere Beſtimmung 

nothwendig machen. 

Bey jeder im Wege der Execution von einem Perſonal⸗ oder Real⸗ 

j Glaͤubiger nachgeſuchten Subhaſtation eines Grundſtuͤcks muß der Richter 

die im h. 112. vorgeſchriebene Pruͤfung anſtellen, ob die exeeutiviſch bey⸗ 

ö zutreibende Forderung binnen Jahresfriſt aus den Guts⸗Einkuͤnften bes 

0 richtigt werden kann. Nur wenn dieſes moͤglich iſt, muß die Subhaſta⸗ 

h tion verweigert und die Sequeſtration auf Ein Jahr verfügt, im ent 
gegengeſetzten Fall aber die ungeſaͤumte Subhaſtation geſtattet werden. 


it Neunter Abſchnitt. 
Von Neiſe⸗Koſten / welche eine Partey der andern erſtatten muß. 
f Im g. 6. des zten Titels der Gerichts⸗Ordnung ift bereits vorge⸗ 
ſchrieben, daß, wenn der Wohnort einer Parten von dem Sitze des Gee 
ral richts weit entlegen iſt, und die Koſten der Reiſe, des Aufenthalts, und 
1 der Verſaͤumniß, in Verhaͤltniß mit dem Gegenſtande des Prozeſſes ſehr 
| beträchtlich ſeyn wuͤrden, der Partey das perſonliche Erſcheinen nicht gue 
gemuthet werden ſolle. Wir finden aber auch noͤthig, dieſem noch Hinz 
zuzufügen, daß, wenn eine Partey in dem angezeigten Falle dennoch koſt⸗ 
ſpielige Reiſen unternommen hat, welche durch Beſtellung eines Bevoll⸗ 
maͤchtigten hätten vermieden werden konnen, der Erſatz ſolcher Reiſe⸗ 
und Verſaͤumniß⸗ Koſten vom Gegner nicht ſoll gefordert werden konnen. 


8 Zehnter Abſchnitt. 
Von den drin zur Come der Deduktionen. 


§. 

In Anſehung der in zweyter Snfanf nach heſhloſſener Inſtruktion 
RO Deduktionen und Gegendeduktionen ſoll in Zukunft eben 
| fel Ie sel ae 38 dasjenige ftatt finden, was in Anſehung der Schriften erfter und dritter 
| pry 77 Inſtanz vorgeſchrieben worden, fo daß wenn die beſtimmten Friſten det 
40% Wry ſtrichen ſind, mit Vorlegung der * verfahren wird. 

fig + 
! Sa Joy Nur dann, wenn der Gegner ausbebtlich einwilligt, oder wenn in 
wichtigen und verwickelten Sachen der Richter (ich überzeugt „ daß die 
Beybringung der Schrift zur Aufklaͤrung der Sache noͤthig fev, ſoll eine 


4 
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verhaͤltnißmaͤßige Verlaͤngerung der anfaͤnglich beſtimmten Friſt nach⸗ 
gegeben werden, und dieſes von den Schriften aller Inſtanzen gelten. 


§, 3+ 
Wird nach bereits verfuͤgter Vorlegung der Akten eine Schrift 
nachgebracht, ſo muß ſolche angenommen, und wenn es eine Schluß⸗ 
Schrift iſt, unverzüglich dem ernannten Referenten zugeſtellet, oder 
wenn die Akten verſendet ſind, nachgeſchickt, und davon im Fall der 
noch nicht erfolgten Entſcheidung Gebrauch gemacht werden. 


% 4. 

Iſt die nachgebrachte Schrift eine Deduktion zweyter oder dritter 
Inſtanz, ſo darf zwar um deswillen die Aburthelung der Sache nicht 
ausgeſetzt werden, die Schrift wird aber dem Gegner mit der Anwei⸗ 
fung zugefertiget, binnen der vorſchriftsmaͤßig zu beſtinmenden Frit die 
Gegen 2 Deduftion einzureichen. Erſt nach Ablauf dieſer Friſt erfolgt 
die Nachſendung zu den zum Spruch vorliegenden Akten. Iſt alsdann 
die Entſcheidung bereits erfolgt, ſo wird auf den Inhalt der nachgeſen⸗ 
deten Schriften keine Ruckſicht genommen, und diejenige Partey, wel⸗ 
che die Deduktion fo ſpaͤt eingereicht hat, muß jederzeit dem Gegner alle 
Durch dieſes nachgeholte Verfahren entſtandene Koſten erſtatten, wenn 
fic gleich ſonſt nicht in die alleinige Tragung der Kol der Juſtanz ver⸗ 

urtheilt wird. 


Eilfter Abſchnitt. 


Vom Rechtsmittel wider Contumacial⸗Erkenntniſſe. ng Las . 


§, 

Das nur zur Verzoͤgerung der Rechtspflege Anlaß gebende und 
vielfältig, beſonders von boͤſen Schuldnern, gemißbrauchte Remedium 
reſtitutionis in integrum wider Contumgcial⸗Erkenntniſſe ſoll in Sachen, 
welche nach Publikation dieſes Cireularis rechtshaͤngig werden, nicht 
ſtatt haben, und daher der dritte Abſchnitt des raten Titels der Prozeß⸗ 
Ordnung nicht ferner Anwendung finden. Vielmehr muß kuͤnftig jeder 
Beklagte, wenn er ſich bey einem wider ihn ergangenen Contumacial⸗ 
Erkenntniſſe nicht beruhigen will, dagegen das Rechtsmittel der 
Appellation einwenden, und A vorſchriftsmaͤßige Inſtruktion ger 
waͤrtigen. 

9 25 

Damit aber in wichtigen und verwickelten Sachen dem Klaͤger 
nicht ohne ſein Verſchulden Zeit und Gelegenheit benommen werde, al⸗ 
les ane und auszuführen, was ihm zur vollſtaͤndigen Eroͤrterung der 
Sache dienlich ſeheint, fo ſoll dem Kläger nach geſchloſſener Inſtruktion 
frey ſtehen, darauf anzutragen, daß nach geendigtem Schriftwechsel die 
Akten zur Abfaſſung eines Erkenntniſſes in erſter Inſtanz vorgelegt 
werden. Zu einem ſolchen Antrage iſt aber der Beklagte nicht be⸗ 
rechtigt. 


A ote 
Oak 4. 


. 


— 16 — 


Zwoͤlfter Abſchnitt. f 
Von der den Parteyen frey zu laſſenden Uebergehung 
der erſteren Inſtanzien. N 
i §. 1. i, 

In Sachen, wo es auf Auslegung des undeutlichen oder zwey⸗ 
deutigen Inhalts einer Urkunde, oder auf bloße Rechtsfragen an⸗ 
kommt, enthalten gewoͤhnlich die Verhandlungen zweyter und dritter 
Inſtanz nur Wiederholungen desjenigen, was ſchon in erſter Inſtanz 
geſagt worden. In dieſen, fo wie auch in Fällen, wo die Bewand⸗ 
niß der Sache in erſter Inſtanz valſtaͤndig aufgeklärt worden, und 
beyden Theilen an det baldigen rechtskräftigen Entſcheidug gelegen ig, 
ſoll ihnen frey ſtehen, wenn fie ſich deshalb gusdruͤcklich einigen, dar 
auf anzutragen, daß mit Uebergehungen des Richters erſter Inſtanz die 
ſpruchreifen Akten, dem Appellations⸗Richter oder mit Uebergehung 
beyder, dem Reviſſons⸗Richter zur Entſcheidung vorgelegt werden. 


+ 2. 

Auf gleiche Art Toll auch nach geſchloſſenem Verfahren zweyker 
Inſtanz darauf angetragen werden konnen, daß die Sache dem Revi⸗ 
ſions⸗Richter zur Abfaſſung des Endurtels vorgelegt werde; wobei, 
ſich jedoch überall von ſelbſt verfteht, daß eine Nachholung der entfags 
ten Inſtanzien unter keinerley Vorwande ſtatt findet. 98 i 

Nach dieſen hiedurch ertheilten Vorſchriften haben ſich Unſere ge⸗ 
ſammte getreue Unterthanen, insbeſondere Unſere ſaͤmmtliche höhere und 
niedere Landes⸗Collegia und Gerichte, imgleichen die bey denſelben an⸗ 
geſtellte Fiskaͤle und Juſtiz⸗Commiſſarien auf das genaueſte zu achten, 

auch dahin zu ſehen, daß dieſer Unſerer Willensmeynung überall ge⸗ 


buͤhrende Folge geleiſtet, und des Endes gegenwärtige Verordnung 


vorſchriftsmaͤßig bekannt gemacht werde. 


Urkundlich unter Unſerer Hochſteigenhaͤndigen Unterſchrift und bey⸗ 
gedrucktem Koͤniglichen Inſiegel. Bu 
So geſchehen Berlin, den 30, December 1798, 


Friedrich Wilhelm. 
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